
AM\1275596DE.docx PE738.724v01-00

DE In Vielfalt geeint DE

27.3.2023 B9-0189/1

Änderungsantrag 1
Moritz Körner, Sophia in ’t Veld, Malik Azmani, Ramona Strugariu, Róża Thun und 
Hohenstein
im Namen der Renew-Fraktion

Entschließungsantrag B9-0189/2023
Ausschuss für bürgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres
Bericht über die Rechtsstaatlichkeit 2022 – Die Lage der Rechtsstaatlichkeit in der 
Europäischen Union

Entschließungsantrag
Ziffer 4

Entschließungsantrag Geänderter Text

4. bedauert, dass es beunruhigende 
Tendenzen in Bezug auf die Pressefreiheit, 
den Medienpluralismus und die Sicherheit 
von Journalisten in mehreren 
Mitgliedstaaten gibt, und fordert die 
Kommission auf, die Lage der Medien in 
künftigen Ausgaben des Berichts genau zu 
beobachten, Empfehlungen abzugeben und 
diese Empfehlungen durch angemessene 
politische und rechtliche Maßnahmen 
weiterzubehandeln; bekräftigt, dass 
Journalisten solange gefährdet bleiben, wie 
die Institutionen nicht in der Lage oder 
nicht willens sind, die von Journalisten 
aufgedeckte Korruption strafrechtlich zu 
verfolgen;

4. bedauert, dass es beunruhigende 
Tendenzen in Bezug auf die Pressefreiheit, 
den Medienpluralismus und die Sicherheit 
von Journalisten in mehreren 
Mitgliedstaaten gibt, und fordert die 
Kommission auf, die Lage der Medien – 
auch in Bezug auf die 
Eigentumsverhältnisse im Medienbereich 
und die Finanzierung der öffentlich-
rechtlichen Medien – in künftigen 
Ausgaben des Berichts genau zu 
beobachten, Empfehlungen abzugeben und 
diese Empfehlungen durch angemessene 
politische und rechtliche Maßnahmen 
weiterzubehandeln; verurteilt die 
zerstörerische politische Einflussnahme 
auf redaktionelle Entscheidungen, den 
missbräuchlichen Rückgriff auf Klagen 
(SLAPP-Klagen) und die unrechtmäßige 
Überwachung von Journalisten, 
insbesondere durch den Einsatz von 
Spähsoftware, und bekräftigt, dass 
Journalisten solange gefährdet bleiben, wie 
die Institutionen nicht in der Lage oder 
nicht willens sind, die von Journalisten 
aufgedeckte Korruption strafrechtlich zu 
verfolgen;
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Änderungsantrag 2
Moritz Körner, Sophia in ’t Veld
im Namen der Renew-Fraktion

Entschließungsantrag B9-0189/2023
Ausschuss für bürgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres
Bericht über die Rechtsstaatlichkeit 2022 – Die Lage der Rechtsstaatlichkeit in der 
Europäischen Union

Entschließungsantrag
Ziffer 9 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

9a. verurteilt die Anordnung der 
Regierung Italiens an den Stadtrat von 
Mailand, die Registrierung von Kindern 
gleichgeschlechtlicher Eltern 
einzustellen; ist der Ansicht, dass diese 
Entscheidung unweigerlich zu einer 
Diskriminierung nicht nur 
gleichgeschlechtlicher Paare, sondern vor 
allem auch ihrer Kinder führen wird; 
vertritt die Auffassung, dass diese 
Maßnahme eine unmittelbare Verletzung 
der Rechte des Kindes darstellt, die im 
Übereinkommen der Vereinten Nationen 
über die Rechte des Kindes von 1989 
aufgeführt sind; ist besorgt darüber, dass 
diese Entscheidung Teil eines breiter 
angelegten Vorgehens gegen die 
LGBTQI+-Gemeinschaft in Italien ist; 
fordert die Regierung Italiens auf, ihre 
Entscheidung sofort zurückzunehmen;
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